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Zum 14. Mal legten Berliner Lehrer:innen im Kampf für einen Tarifvertrag Gesundheitsschutz vom
6. – 8. Juni die Arbeit nieder. 14 Streiks, an denen sich jeweils Tausende Beschäftigte anschlossen;
14 Streiks, die vom Berliner Senat – zuerst von Rot-Grün-Rot und jetzt von CDU/SPD – ignoriert
wurden. Über einen Tarifvertrag könne das Land Berlin leider leider nicht gegen den Willen der
Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) verhandeln, so ließen bisher alle Senatsparteien
verlauten.

In der Tat stellt der geforderte Tarifvertrag Gesundheitsschutz eine fortschrittliche Neuerung für
den Bildungssektor dar. Die GEW Berlin fordert darin eine Reduktion der Klassengrößen, um die
Beschäftigten zu entlasten und zugleich die Bildung für die Schüler:innen zu verbessern. Natürlich
müsste das mit einer massiven Einstellung weiterer Lehrkräfte und verbesserter Bezahlung
einhergehen – und genau das wollen weder der Berliner Senat noch die Tarifgemeinschaft der
Länder. Um das heiße Eisen erst gar nicht anzufassen, weisen sie jede Zuständigkeit von sich.

Empörung

14 Streiks, die teilweise zwei oder gar drei Tage andauerten, beweisen, dass die Forderung nach
einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen, Entlastung der Lehrkräfte und qualitativ besseren
Lehrbedingungen ein reales Problem treffen – und zwar von Lehrenden, Lernenden und auch deren
Eltern.

Daher beteiligten sich tausende Gewerkschaftsmitglieder seit Mitte 2021, also seit rund zwei Jahren,
regelmäßig an den Arbeitskämpfen. Die Sympathie unter Eltern und Schüler:innen ist groß –
schließlich sind sie selbst Hauptopfer der Unterfinanzierung des gesamten Bildungssystems.

Ursprüngliche Strategie gescheitert

Doch 14 Streiks werfen bei weiterhin ausbleibender Gesprächsbereitschaft seitens des Senats auch
immer drängender die Frage auf: Mit welcher Kampfstrategie können die Forderungen
durchgesetzt, ja überhaupt Verhandlungen erzwungen werden? Die CDU hat zwar im Wahlkampf
eine Reform des Schulgesetzes ins Spiel gebracht, um der Streikbewegung die Spitze zu nehmen
und die Lehrer:innen mit einigen Reförmchen abzuspeisen. Doch nicht einmal das wird bisher
ernsthaft angeboten.

Zweitens aber sollten die Lehrer:innen ein solches „Angebot“ nicht ablehnen, jedoch dürfen sie sich
davon auch blenden lassen und müssen an ihrem Ziel eines Tarifvertrages festhalten. Eine
Reduktion der Klassengrößen per Schulgesetzänderung stellt allenfalls eine Willensbekundung des
Senats dar, deren Nicht-Umsetzung sich mit Verweis auf den Lehrer:innenmangel leicht
entschuldigen lässt. Ein Tarifvertrag hingegen holt die Entscheidung über Klassengrößen raus aus
den verschlossenen Türen der Ministerialbürokratie an den Verhandlungstisch mit den
Beschäftigten und bietet ihnen eine einklagbare Grundlage für Entlastung am Arbeitsplatz. Für die
streikenden Lehrkräfte muss klar sein: Eine Schulgesetzänderung kann kein Ende ihres Kampfes
bedeuten!
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Das Ausbleiben jedes Angebots seit zwei Jahren verdeutlicht jedoch auch, dass die ursprüngliche
Politik der GEW-Führung gescheitert ist, den Berliner Senat mittels einiger Warnstreiks an den
Verhandlungstisch zu bringen und dann einen mehr oder weniger guten Kompromiss auszuhandeln.
Ein Tarifvertrag Gesundheitsschutz ist durch befristete Tagesstreiks nicht zu haben. Alles andere
bedeutet nur, sich selbst und den Streikenden etwas vorzumachen.

Entwicklung der Bewegung

Aber nach 14 Streiks steht die Frage im Raum, wie es weitergehen kann. Schon bei den letzten
Arbeitsniederlegungen zeigte sich, dass die Zahl der Streikenden stagniert, an manchen Schulen
sogar abnimmt, während andere dazustoßen. Bei den jüngsten drei Kampftagen vom 6. – 8. Juni
stießen die Aktiven zusätzlich auf das Problem, dass sich viele  Gewerkschafter:innen nur an
einzelnen Tagen beteiligten.

Generell kann gesagt werden, dass die Bewegung zahlenmäßig stagniert. Sie kann sich einerseits
auf eine Schicht von mehreren Tausend zuverlässig Streikenden stützen. Doch die bilden bei rund
35.000 Lehrkräften nur eine Minderheit.

Das bedeutet aber auch, dass die bisherige Taktik, alle ein bis zwei Monate die Arbeit
niederzulegen, nicht reicht, um den Senat auch nur zu Verhandlungen zu zwingen. Vom Standpunkt
der Bildungsverwaltung und der regierenden Koalition ist es nur folgerichtig, die Aktionen weiter
auszusitzen. Sie setzten, nicht ohne Grund, darauf, dass sich die Bewegung totlaufen wird.

Zugleich hat sich in den letzten beiden Jahren die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder, die die
Aktionen tragen, deutlich erhöht. Neue, vor allem junge Lehrkräfte wurden in die Bewegung
gezogen, auf diese stützen sich viele Streiks, Demonstrationen und Streikcafés in den Bezirken und
Kiezen. Letztere sind eine Form von Basisversammlungen aktiver Gewerkschafter:innen, die eine
Vernetzung verschiedener Schulen darstellen und damit auch als Mittel zum Aufbau weiterer
Basisgruppen und zur Gewinnung neuer Mitglieder dienen. Diese Schicht war bei der Berliner
Streikversammlung am 8. Juni besonders stark vertreten, an der über 1.000 Menschen teilnahmen.

Während also die Zahl der Streikenden insgesamt stagniert, so hat sich die Zahl der aktiven, den
Kampf vorantreibenden Gewerkschafter:innen erhöht und verbreitet. In diesem, qualitativen Sinne
können wir keineswegs von einer Stagnation der Bewegung sprechen, weil sich mit der
Vergrößerung der Aktivist:innen auch die Möglichkeiten zur Verbreiterung der Streikbewegung
verbessert haben.

Wie weiter?

Dies geht jedoch nicht ohne innere Konflikte. Denn wir müssen auch klar festhalten, dass die
Strategie der GEW-Führung in den letzten Monaten immer mehr an ihre Grenzen gestoßen, ja
objektiv gescheitert ist. Es braucht eine klare Vorstellung, mit welchen Schritten der Streik
ausgeweitet, wie letztlich ein unbefristeter Erzwingungsstreik vorbereitet werden kann.

Indirekt erkennt auch die Führung der GEW dieses Problem an. Angesichts von Monaten der
Verhandlungsverweigerung braucht es natürlich Eskalationsschritte wie den dreitägigen im
Unterschied zum eintätigen Streik. Doch das allein ist keine Strategie, keine wirkliche Perspektive.

Eine solche setzt nämlich nicht nur ein klares Ziel, den Tarifvertrag Gesundheitsschutz, sondern
auch voraus, die notwendigen Kampfschritt offen zu benennen, um so unter den organisierten wie
auch den noch nicht organisierten Lehrer:innen und Erzieher:innen deutlich zu machen, welche
Kampfformen notwendig sind, um den Tarifvertrag durchzusetzen.



Das wird wahrscheinlich nur mit einem unbefristeten Erzwingungsstreik möglich sein. Das ist sicher
mit dem aktuellen Organisationsgrad nicht möglich. Aber um diesen vorzubereiten, muss er auch
schon heute klar als Mittel benannt werden.

Kampagnenplan

Vor dieser Frage drückt sich letztlich die GEW-Führung herum. Eine Gruppe von aktiven
Gewerkschafter:innen, viele davon junge GEWler:innen, haben daher die Initiative ergriffen und in
den Streikcafés, bei der Demonstration und Streikversammlung Flugblätter verteilt und einen
Vorschlag für einen Kampagnenplan zur Diskussion gestellt.

Dieser empfiehlt für die ersten Wochen des nächsten Schuljahrs einen fünftägigen Warnstreik.
Dieser soll zur Vorbereitung eines unbefristeten Streiks genutzt werden, um die
Mobilisierungsfähigkeit zu erhöhen, Streikversammlungen an den Schulen abzuhalten,
Mobimaterialien herzustellen und zu verteilen, Veranstaltungen durchzuführen, schwächer
organisierte Schulen durch stark organisierte zu unterstützen, kiez- und bezirksweite
Demonstrationen durchzuführen. Darüber hinaus sollen auch Erzieher:innen in den Streik
einbezogen werden.

Den Kern des Plans bildet aber auch eine Verbreiterung und Demokratisierung der
Entscheidungsstruktur durch eine berlinweite Streikversammlung, die über die Strategie der
Bewegung und die Politik der Tarifkommission bestimmt. Sie soll auch darüber entscheiden, wie der
Streik fortgesetzt wird, falls sich der Senat auch nach der ersten fünftägigen Aktion nicht zu
Verhandlungen bereiterklärt.

Damit formulieren die Streikenden ein Konzept zur Überwindung der aktuellen zahlenmäßigen
Stagnation. Der Fokus auf Streikversammlungen und deren Entscheidungsbefugnis erlaubt auch
eine viele breitere Einbeziehung aller, vor allem der aktiven Träger:innen des Streiks. Natürlich
geht es dabei auch um stärkere Kontrolle der bestehenden Strukturen der GEW und der
Tarifkommission. Aber das ist letztlich nur ein Aspekt.

Wenn es wirklich einen längeren, letztlich unbefristeten und auch viel breiteren Erzwingungsstreik
geben soll, muss die GEW ihre Aktivenbasis vergrößern. Das wird letztlich aber nur möglich sein,
wenn diese (a) praktische Verantwortung für den Kampf übernimmt (also Erstellen von Material,
Streikposten, Verbindung zu Eltern und Schüler:innen, Kiezversammlungen mit Anwohner:innen
usw.) und (b) auch real über die Streikstrategie und die Politik der Tarifkommission und einer
etwaigen Verhandlungskommission bestimmt.

Dazu braucht es Massenversammlungen wie die Streikversammlung am 8. Juni. Damit diese über
grundlegende Fragen entscheiden können, müssen sie natürlich auch besser vorbereitet und
Anträge im Voraus über die GEW verschickt werden. So können Argumente und Gegenargumente
über einen längeren Prozess ausgetauscht werden, was einer großen Versammlung wiederum
erleichtert, rasch Entscheidungen zu treffen. Diese wären nicht nur viel demokratischer als jene
einer wenig an die Basis gebundenen Tarifkommission. Sie würden viel direkter die Mehrheit der
Mitgliedschaft zum Ausdruck bringen – und zwar vor allem des aktiven, engagierten kämpferischen
Teils.

Wir rufen alle kämpferischen Gewerkschafter:innen auf: Unterstützt die Vorschläge für einen
Kampagnenplan, tretet mit den Kolleg:innen in Kontakt!


